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Abstract: The German constitutional fiscal rule (the „debt brake“) is increasingly 
subject to a reform debate that has intensified with the fiscal fallout from the 
Covid-19 pandemic. This article presents survey evidence from the German state 
parliaments on views and preferences for the future of Germany’s fiscal rule. The 
survey among all 16 state parliaments was conducted between May and July 2020 
with a participation of almost 30 per cent of all state parliamentarians. The results 
indicate that the debt brake still enjoys a large general support from more than 
two thirds of the parliamentarians. However, a reform in the direction of an invest-
ment clause is increasingly popular, much more than a clause that would support 
debt-financed climate policy measures.
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I.  Die Pandemie befeuert die Debatte um die 
Schuldenbremse

2020 hätte das Jahr werden sollen, in dem die Schuldenbremse ihre volle Bin-
dungswirkung entfaltet. Denn dieses Jahr markiert den Abschluss einer langen 
Übergangsfrist der Fiskalregel. Die Schuldenbremse erstreckt sich von der erfolg-
ten Grundgesetzänderung 2009 über die Verbindlichkeit für den Bundeshaushalt 
ab 2016 bis hin zur vollen Verbindlichkeit für die Länder ab 2020. Noch Ende 2019 
sah es so aus, als ob das neue Regelwerk in einem fiskalisch günstigen Umfeld 
vergleichsweise reibungslos vollständig in Kraft treten würde. Kurz danach hat die 
Covid-19-Pandemie die Lage fundamental verändert. Statt ausgeglichener Haus-
halte schreiben Bund und Länder in Folge hoher konjunkturbedingter Steuer-
ausfälle und historisch umfangreicher Rettungs- und Konjunkturpakete tiefrote 
Zahlen. Die hohen Defizite in den Jahren 2020 und 2021 sind dabei keineswegs 
im Widerspruch zu den grundgesetzlichen Vorgaben. Diese sehen Ausnahmerege-
lungen bei „Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen [vor], die 
sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich 
beeinträchtigen“ (Art. 115 Abs. 2 GG). Der Bundestag kann dann die für den Bund 
sonst geltende Kreditobergrenze überschreiten. Analoge Regeln gelten für die 
Länder. Derartige Beschlüsse sind jedoch mit expliziten Tilgungsplänen zu verse-
hen. Bundestag und Landesparlamente haben in den letzten Monaten von diesen 
Ausnahmeklauseln Gebrauch gemacht. Insofern verhält sich die Fiskalpolitik von 
Bund und Ländern in der Krise im Hinblick auf die Schuldenbremse regelkonform.

Diese formale Betrachtung darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass der 
umfassende ökonomische und fiskalische Schock der Pandemie eine Heraus-
forderung für die noch junge Fiskalregel beinhaltet. Auf der einen Seite konnte 
sich die Schuldenbremse zumindest in den Jahren nach ihrer Einführung grund-
sätzlich auf eine große Zustimmung in der Bevölkerung stützen (Hayo und Neu-
meier, 2016), die beispielsweise in Hessen 2011 mit einer 70-Prozent-Zustimmung 
in einem Referendum zur Verankerung einer Schuldenbremse in der Landesver-
fassung dokumentiert worden war (Hessisches Ministerium der Finanzen, 2021). 
Auf der anderen Seite war bereits vor dem Auftreten von Covid-19 eine Debatte 
darüber in Gang gekommen, ob die Verpflichtung zum strukturellen Budgetaus-
gleich für die Länder und die Obergrenze von 0,35 Prozent für das strukturelle 
Defizit des Bundes eine zu starke Einschränkung seien, welche den budgetären 
Spielraum insbesondere zu Lasten von Investitionen, Klimapolitik oder anderer 
Zukunftsausgaben in unnötiger Weise begrenze (Bardt et al., 2019; Schnabel und 
Truger, 2019). Dem stehen Positionierungen gegenüber, welche die Ursachen für 
zu geringe öffentliche Investitionen eher in den beschränkten Kapazitäten der 
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Bauwirtschaft und in schwerfälligen Genehmigungsprozessen sehen (Feld et al., 
2020b, Heinemann, 2019). Diese Diskussion um die deutsche Schuldenbremse 
ist Teil einer europaweiten Debatte, die durch die seit Jahren fallenden Kapital-
marktzinsen angeheizt wird, die zu einer günstigeren Bewertung der Tragbarkeit 
der existierenden Staatsverschuldung kommt und daher die Ratio der existieren-
den Regeln in Frage stellt (Blanchard et al., 2019). Dem wird entgegengehalten, 
dass die niedrigen Zinsen die durch den demographischen Wandel bedingten 
Tragfähigkeitsrisiken nicht abmildern, sondern ganz im Gegenteil die Politik in 
der Gegenwart zu Ausweitungen von sozialen Leistungen verleiten, welche die 
langfristige Schuldentragfähigkeit zusätzlich gefährden (Werding et al., 2020b). 
Gegenstand der internationalen Reformdebatte ist zudem die Frage, welchen 
Grad der Komplexität eine wirksame numerische Fiskalregel verkraften kann 
(Oprea, 2020) und welche Wege es in Richtung einer Vereinfachung hochgradig 
komplexer Regeln geben könnte (Heinemann, 2018). Der Trend der Reformdebatte 
vor der Pandemie zeigt dabei in Richtung von Ausgabenregeln, die das Wachstum 
der öffentlichen Ausgaben auf das Wachstum der strukturellen staatlichen Ein-
nahmen begrenzen sollen (Eyraud et al., 2018), mitunter in Verbindung mit einem 
Ziel- oder Höchstwert für die Staatsschuldenquote.

Der gravierende fiskalische Schock der Covid-19 Pandemie hat die Debatte 
darüber nun weiter intensiviert, inwieweit die deutsche Schuldenbremse für die 
Post-Corona-Zeit ökonomisch noch geeignet ist. Befürworter/innen argumentie-
ren, dass wirksame Fiskalregeln einen Beitrag zur Krisenbewältigung leisten. So 
habe die Schuldenbremse im letzten Jahrzehnt mit dazu beigetragen, den deut-
schen Schuldenstand zu begrenzen. Diese Konsolidierung in den konjunkturell 
guten Zeiten habe Deutschland erst in die Lage versetzt, in der Krise wie kaum 
ein anderer Industriestaat eine entschlossene Stabilisierungspolitik finanzieren 
zu können. Insofern sei die Rückkehr zur vollen Anwendung ihrer Regeln wün-
schenswert (Feld et al., 2020a, Werding et al., 2020a). Kritiker/innen befürchten 
hingegen, dass die Regeln der Schuldenbremse und die vorgeschriebenen Til-
gungsleistungen für die Corona-Schulden die wirtschaftliche Entwicklung nach 
der Pandemie behindern und die ohnehin schon vor der Pandemie beobachtbare 
Unterfinanzierung von Zukunftsausgaben weiter erschweren könnten. Insofern 
sei eine Anpassung der bestehenden Schuldenregeln zu Gunsten investiver Aus-
gaben und Klimaausgaben jetzt erst recht geboten (Gechert et al., 2020).

Wie auch immer die Argumente dieser Debatte zu bewerten sind, so ist eine 
Reform der Schuldenbremse als Verfassungsänderung mit den hohen Hürden der 
notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat verbunden. 
Vor diesem Hintergrund liefert dieser Beitrag ein Bild der Sichtweisen zur Schul-
denbremse, die bei Politiker/innen der Länder vorherrschen. Empirische Grund-
lage ist eine Umfrage unter allen 16 deutschen Landesparlamenten, die im Jahr 
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2020 durchgeführt wurde. Die Ergebnisse liefern Hinweise darauf, wie stark es 
um den grundsätzlichen Rückhalt für die Schuldenbremse in den Ländern noch 
steht und welche der in Diskussion befindlichen Reformoptionen am ehesten eine 
Chance auf eine breite Unterstützung im Bundesrat hätte.

II. Die Umfrage unter allen 16 Landesparlamenten
Vor dem Hintergrund der Reformdebatte um die Schuldenbremse haben das ZEW 
Mannheim und die Universität Mannheim im Rahmen des Sonderforschungsbe-
reichs (SFB) 884 „Politische Ökonomie der Reformen“ zwischen Mai und Juli 2020 
alle 16 deutschen Landesparlamente zur Schuldenbremse und ihrem Reformbe-
darf unter dem Eindruck der Corona-Pandemie befragt. Die Umfrage ist Teil eines 
langfristigen Forschungsprojekts, in dem seit 2011 nun bereits zum dritten Mal 
die Sichtweisen zur Schuldenbremse abgefragt wurden. Bei den vorliegenden 
Ergebnissen handelt es sich um die Auswertungen zur dritten Umfrage. Zusätzlich 
erlaubt das Projekt einen Vergleich der aktuellen Einschätzungen zur Schulden-
bremse mit Ergebnissen aus der ersten und zweiten Umfragewelle.

Die Rücklaufquote in der aktuellen Umfrage betrug 29,9 Prozent. Tabelle 1 
gibt einen detaillierten Überblick über die Anzahl der Antworten nach Bundes-
land (Panel A). Auch in den Bundesländern mit geringerer Rücklaufquote haben 
mindestens 18 Prozent der Abgeordneten teilgenommen, sodass die Umfrage ein 
gutes Bild zu den Einschätzungen zur Schuldenbremse in Gesamtdeutschland 
liefert. Zudem schlüsselt Tabelle 1 die Antwortquote nach Partei- und Regierungs-
zugehörigkeit auf. Panel B und C verdeutlichen, dass die Teilnahme über die Par-
teien hinweg sehr ähnlich ausfällt und dass auch Abgeordnete aus den Landes-
regierungen beziehungsweise der Opposition zu nahezu identischen Anteilen 
repräsentiert sind.

Im Gegensatz zu den beiden zuvor durchgeführten Landtagsumfragen 
wurden die Abgeordneten in diesem Jahr alle zum gleichen Zeitpunkt kontak-
tiert. Eine zeitlich gestaffelte Kontaktierung war in den vergangenen Jahren not-
wendig, um die Umfrage nicht unmittelbar vor oder nach einer Landtagswahl 
durchzuführen. Für die dritte Umfrage im Jahr 2020 war dies nicht notwendig. 
Nur Hamburg hat im Februar als relativ kleines Bundesland Bürgerschaftswah-
len wenige Monate vor der Landtagsumfrage abgehalten. Die Umfrage war nicht 
anonymisiert, etwa um den Einfluss von persönlicher Parteimitgliedschaft oder 
Regierungsbeteiligung auf das individuelle Antwortverhalten der Abgeordneten 
untersuchen zu können. Den Landtagsabgeordneten wurde jedoch die streng ver-
trauliche Behandlung ihrer Antworten zugesichert.



Die Zukunft der Schuldenbremse   85

Die Umfrage thematisiert zunächst die Wachstumserwartungen der Abgeord-
neten für das eigene Bundesland im Krisenjahr 2020. Anschließend richtet sich 
der Fokus auf die generelle Unterstützung der Schuldenbremse und den Wunsch, 
nach der Corona-Krise wieder zu einem ausgeglichenen Haushalt zurückzukeh-
ren. Abschließend erhebt die Umfrage die Reformpräferenzen zur grundgesetz-
lichen Schuldenbremse.

Tabelle 1: Antwortquoten nach Bundesländern, Parteien und Regierungszugehörigkeit

Teilgruppe Anzahl Landtags-
abgeordnete

Ant- 
worten

Antwort- 
quote

Letzte Landtags-
wahl vor Befragung

Panel A: Antwortquoten nach Bundesländern

Baden-Württemberg (BW) 143 59 41,3 % Mrz 16
Bayern (BY) 204 73 35,8 % Okt 18
Berlin (BE) 159 37 23,3 % Sep 16
Brandenburg (BB)  88 21 23,9 % Sep 19
Bremen (HB)  84 16 19,0 % Mai 19
Hamburg (HH) 119 22 18,5 % Feb 20
Hessen (HE) 137 43 31,4 % Okt 18
Mecklenburg-Vorpommern (MV)  71 15 21,1 % Sep 16
Niedersachsen (NI) 137 47 34,3 % Okt 17
Nordrhein-Westfalen (NW) 199 51 25,6 % Mai 17
Rheinland-Pfalz (RP) 101 34 33,7 % Mrz 16
Saarland (SL)  51 17 33,3 % Mrz 17
Sachsen (SN) 119 34 28,6 % Sep 19
Sachsen-Anhalt (ST)  87 23 26,4 % Mrz 16
Schleswig-Holstein (SH)  73 30 41,1 % Mai 17
Thüringen (TH)  90 35 38,9 % Okt 19

Panel B: Antwortquoten nach Parteien

AfD 247 70 28,3 %
Bündnis 90/Die Grünen 260 83 31,9 %
CDU/CSU 575 178 31,0 %
Die Linke 145 47 32,4 %
FDP 110 42 38,2 %
SPD 463 119 25,7 %
Andere  62 18 29,0 %
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Panel C: Antwortquoten nach Regierungszugehörigkeit

Mitglied Regierungspartei 1.093 328 30,0 %
Mitglied Oppositionspartei   769 229 29,8 %

 Gesamt 1862 557 29,91 %  

Anmerkungen: Die Anzahl der Antworten variiert je nach Frage. Die Kategorie „Andere“ in Panel 
B beinhaltet die Parteien Bürger in Wut, Freie Wähler, Piraten, SSW, sowie Abgeordnete ohne 
Fraktionszugehörigkeit. Zur Bewahrung der Anonymität wurden diese Parteien mit jeweils 
weniger als 30 Teilnehmenden zusammengefasst.

III.  Wirtschaftliche Auswirkungen der 
Corona-Pandemie

Ausschlaggebend für die Einschätzungen der Landtagspolitiker/innen zur aktu-
ellen und künftigen Finanzpolitik ist unter anderem das Ausmaß der wirtschaft-
lichen Schäden in Folge der Corona-Pandemie. Daher wurden die Landtags-
abgeordneten zunächst gefragt, welches wirtschaftliche Wachstum sie für ihr 
Bundesland im Jahr 2020 erwarten.

Abbildung  1 gibt die Häufigkeiten der jeweiligen Antworten der Landtags-
abgeordneten pro Bundesland an. Die Verteilung der Antworten verdeutlicht, 
dass zum Zeitpunkt der Befragung (Sommer 2020) die Mehrheit der Befragten 
von einem Rückgang des BIP in Höhe von 5–10 Prozent ausging (52 Prozent aller 
Antworten). Dagegen gibt jeweils ein Viertel der Befragten an, dass sie einen stär-
keren (bzw. schwächeren) Rückgang des BIP in Höhe von 10–15  Prozent (bzw. 
0–5 Prozent) erwarten. Diese Einschätzungen decken sich mit einem Großteil der 
für Gesamtdeutschland verfügbaren BIP-Prognosen zum Zeitpunkt der Umfrage, 
die von einer Rezession von etwa –4 bis –10 Prozent ausgingen (Sachverständigen-
rat, 2020, S. 55).

Des Weiteren zeigen die Daten, dass Regierungspolitiker/innen nicht signi-
fikant optimistischer als ihre Kolleg/innen von den Oppositionsbänken der deut-
schen Landesparlamente sind.1

1 Wichtige Unterschiede zwischen den politischen Einschätzungen von Regierungs- und Oppo-
sitionsmitgliedern wurden bereits in den beiden letzten Landtagsumfragen dokumentiert. Deren 
Ergebnisse deuten darauf hin, dass Mitglieder einer Regierungspartei die Wahrscheinlichkeit zur 
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IV.  Erwartungen zur Einhaltung der Schulden-
bremse vor der Corona-Pandemie

Die Corona-Pandemie beendete eine lang anhaltende Phase des wirtschaftlichen 
Aufschwungs in Deutschland, während der sowohl der Bund als auch die Länder 
ihre Haushalte substanziell konsolidieren konnten. Ende des Jahres 2019 wiesen 
15 der 16 Bundesländer vorläufige Haushaltsüberschüsse auf und waren damit auf 
dem besten Weg, das ab 2020 geltende strukturelle Defizitverbot der Schulden-
bremse einzuhalten (Statistisches Bundesamt, 2020).
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Anmerkung: Die Frage lautete: „Welches wirtschaftliche Wachstum (BIP) erwarten Sie für Ihr Bun-
desland in 2020?“. Befragte konnten eine der in der Abbildung angegebenen Antwort kategorien 
ankreuzen. Die Abbildung beruht auf insgesamt 538 Antworten.

Abbildung 1: Erwartetes Wirtschaftswachstum (BIP) für das eigene Bundesland im Jahr 2020

Um die vor der Corona-Pandemie bestehenden Erwartungen zur Einhaltung 
der Schuldenbremse zu erheben, hat eine Frage die Erwartungen zu Beginn des 
Jahres 2020 adressiert (Fragetext: „Erinnern Sie sich bitte an die Zeit zu Anfang 
2020, also vor Ausbruch der Corona-Krise. Für wie wahrscheinlich hielten Sie es zu 
diesem Zeitpunkt, dass Ihr Bundesland die Vorgaben der grundgesetzlichen Schul-
denbremse einhalten und ab 2020 einen (konjunkturbereinigt) ausgeglichenen 
Haushalt aufweisen würde“). Die Antwortmöglichkeiten reichten von –4 (ausge-

Einhaltung der Schuldenbremse für ihr Bundesland deutlich positiver einschätzen als Vertreter 
der jeweiligen Oppositionsparteien (Heinemann et al., 2016; Heinemann et al., 2020).
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schlossen) bis +4 (sicher). Die Antworten zeigen, dass 81 Prozent der Landtags-
abgeordneten zum Jahresbeginn noch zuversichtlich waren (d.  h. Antworten von 
+1 bis +4 abgaben), dass ihr Land die Schuldenbremse 2020 würde einhalten 
können (siehe Abbildung 2).

Abbildung 2 zeigt, dass dieser Optimismus sogar größer war als in den vorher-
gehenden Umfragen. In den ersten beiden Umfragewellen (in den Jahren 2011/12 
und 2014–16) war jeweils nur ein Anteil von gut 60 Prozent der Politiker/innen der 
Ansicht, dass man die Schuldenbremse ab 2020 würde einhalten können (Heine-
mann et al., 2014; Blesse et al., 2016). Erst unmittelbar vor der vollen Wirksamkeit 
der Schuldenregel für die Länder waren somit deutlich optimistischere Einschät-
zungen zu beobachten.
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Anmerkungen: Für 2011/2012 sowie 2014–16 lautete die Frage: „Für wie wahrscheinlich halten 
Sie es, dass Ihr Bundesland die Vorgaben der grundgesetzlichen Schuldengrenze einhalten 
und ab 2020 einen (konjunkturbereinigt) ausgeglichenen Haushalt aufweisen wird?“. Umfrage 
2020: „Erinnern Sie sich bitte an die Zeit zu Anfang 2020, also vor Ausbruch der Corona-Krise. 
Für wie wahrscheinlich hielten Sie es zu diesem Zeitpunkt, dass Ihr Bundesland die Vorgaben der 
grundgesetzlichen Schuldenbremse einhalten und ab 2020 einen (konjunkturbereinigt) ausge-
glichenen Haushalt aufweisen würde?“ Die Antwortmöglichkeiten reichten von –4 (ausgeschlos-
sen) bis +4 (sicher). Die Abbildungen beruhen auf insgesamt 634 (links), 667 (mittig) bzw. 553 
(rechts) Antworten.

Abbildung 2: Einschätzungen zur Einhaltung der Schuldenbremse des eigenen Landes
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Abbildung  3 veranschaulicht zudem, dass dieser unmittelbare Vorkrisen-
Optimismus in allen deutschen Landesparlamenten zu beobachten war. Des Wei-
teren zeigen die Antworten der Befragten deutlich, dass insbesondere auf den 
Regierungsbänken – mehr noch als unter den Oppositionskräften – von einer Ein-
haltung der Schuldenbremse ausgegangen wurde (91 im Vergleich zu 67 Prozent). 
Dieser Unterschied in den Einschätzungen konnte bereits in den letzten beiden 
Umfragen beobachtet werden (Heinemann et al., 2014; Blesse et al., 2016; Heine-
mann et al., 2016). Heinemann et al. (2020) argumentieren, dass positivere Ein-
schätzungen unter Regierungspolitiker/innen angesichts der guten Budgetlage 
vor Corona wahrscheinlich eher auf zu pessimistische Einschätzungen der Oppo-
sition als auf zu optimistische Ansichten auf den Regierungsbänken in deutschen 
Landtagen zurückzuführen sind.
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Anmerkungen: Die Frage lautete: „Erinnern Sie sich bitte an die Zeit zu Anfang 2020, also vor 
Ausbruch der Corona-Krise. Für wie wahrscheinlich hielten Sie es zu diesem Zeitpunkt, dass Ihr 
Bundesland die Vorgaben der grundgesetzlichen Schuldenbremse einhalten und ab 2020 einen 
(konjunkturbereinigt) ausgeglichenen Haushalt aufweisen würde?“ Die Abbildung beruht auf 
insgesamt 553 Antworten.

Abbildung 3: Einschätzungen zur Einhaltung der Schuldenbremse des eigenen Bundeslandes 
Anfang 2020 vor der Corona-Krise
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V.  Unterstützung für die Schuldenbremse der 
Länder

Entgegen der insgesamt günstigen Haushaltslage kurz vor der Pandemie hat sich 
die budgetäre Situation seit dem Frühjahr 2020 stark eingetrübt. Die Bundesländer 
haben umfangreiche Nachtragshaushalte verabschiedet, häufig in Verbindung mit 
erheblicher Neuverschuldung (ifo, 2020). Zudem wurde häufig eine unverschul-
dete Notsituation gemäß den Landesregelungen konstatiert. Die notfallbedingten 
Schulden müssen jedoch nach Beendigung der Ausnahmesituation getilgt und 
zurückgeführt werden, was den Finanzspielraum in den kommenden Jahren ein-
schränken dürfte, wenn ein strukturell ausgeglichener Haushalt angestrebt oder 
im Rahmen der Rückkehr zur normalen Anwendung der Schuldenbremse ein-
zuhalten ist. Die Mehrheit der Bundesländer plant die aktuell aufgenommenen 
Schulden ab dem Jahr 2024 zu tilgen und betrachtet damit die aktuelle Aktivierung 
der Notfallklausel in der Schuldenregel zumindest für die nächsten ein bis drei 
Jahre als notwendig. Lediglich Hessen, Brandenburg und Sachsen-Anhalt sind mit 
geplanten Tilgungsstarts für 2021 beziehungsweise 2022 ambitionierter (ifo, 2020).

Vor dem Hintergrund von teils substantiellen Tilgungslasten in Folge von 
Corona-Hilfen der Länder und dahingehend möglicherweise geringeren Investi-
tionsspielräumen in den kommenden Jahren thematisiert die Umfrage als nächs-
tes, wie wünschenswert eine Rückkehr zum Gebot strukturell ausgeglichener 
Haushalte ist. Dazu wurden die Abgeordneten gefragt, für wie erstrebenswert sie 
die Rückkehr zu einem ausgeglichenen Haushalt erachten, „wenn die Corona-
Krise vorbei ist“. Für diese Frage lassen sich die Ergebnisse mit Antworten aus der 
Befragung von 2014–2016 vergleichen. Damals wurde gefragt, für wie erstrebens-
wert die Politiker/innen die Befolgung der Schuldenbremse erachten.

Die Ergebnisse zur Umfrage 2020 in Abbildung 4 belegen, dass eine große 
Mehrheit von 68 Prozent aller Befragten die Rückkehr zu ausgeglichenen Haus-
halten nach der Krise begrüßt (Antworten von +1 bis +4 auf einer Skala von –4 
bis +4). Dabei ist allerdings offen, wie stark sich die zeitlichen Erwartungen 
zum Ende der Krise jeweils unterscheiden. Nur 22 Prozent haben eine negative 
Haltung gegenüber einer Rückkehr zum Neuverschuldungsgebot (Antworten von 
–4 bis –1). Bei diesen Zustimmungs- beziehungsweise Ablehnungsraten bestehen 
keine nennenswerten Unterschiede zwischen Regierungs- und Oppositionspoli-
tiker/innen. Die Unterstützung für die Schuldenbremse seitens der Landespolitik 
ist im derzeitigen Krisenumfeld und im Vergleich zur letzten Landtagsumfrage 
insgesamt jedoch etwas zurückgegangen, da 2014–16 noch etwa 80 Prozent der 
befragten Politiker/innen die Einhaltung der Schuldenbremse als erstrebenswert 
erachtet haben.
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Anmerkungen: Die Frage in der Umfrage 2014–16 lautete: „Für wie erstrebenswert erachten Sie 
es, dass ihr Bundesland die Vorgaben der Schuldenbremse einhält?“. Umfrage 2020: „Für wie 
erstrebenswert erachten Sie es, dass Ihr Bundeland wieder einen ausgeglichenen Haushalt 
gemäß Vorgaben der Schuldenbremse vorlegt, wenn die Corona-Krise vorbei ist?“ Die Abbildun-
gen beruhen auf insgesamt 666 (links) bzw. 538 (rechts) Antworten.

Abbildung 4: Unterstützung für die Einhaltung der grundgesetzlichen Schuldenbremse

VI.  Reformwünsche für die Schuldenbremse vor 
und nach Beginn der Corona-Pandemie

Während die meisten Abgeordneten in den deutschen Landtagen laut der aktuel-
len Umfrage nach Ende der Corona-Krise zu ausgeglichenen Haushalten zurück-
kehren wollen (siehe Abbildung  4), so ist es doch möglich, dass die Corona-
Krise auch in Bezug auf die Einstellungen deutscher Landtagspolitiker/innen 
zu etwaigen Reformerfordernissen der Schuldenbremse zu einer Neubewertung 
geführt hat. In diesem Zusammenhang wurden die Abgeordneten gefragt, welche 
Position sie zu möglichen Reformvorschlägen der grundgesetzlichen Schulden-
bremse vertreten. Um den konkreten Einfluss des aktuellen Krisenumfeldes 
auf die Reformpräferenzen einschätzen zu können, wurden die Abgeordneten 
dabei gebeten, ihre jeweilige Meinung aus zwei unterschiedlichen zeitlichen 
Perspektiven anzugeben: erstens rückblickend, zu Anfang 2020 vor Ausbruch 
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der Corona-Pandemie, und zweitens zum aktuellen Zeitpunkt der Umfrage, 
nachdem die Pandemie bereits gut 3 Monate die Schlagzeilen bestimmt hatte. 
Für beide Perspektiven konnten die Politiker/innen dabei mehreren Reformoptio-
nen zustimmen oder sich jeweils für die Beibehaltung der aktuellen Regeln aus- 
sprechen.

Abbildung  5 fasst das Antwortverhalten der Befragten zusammen. Bereits 
rückblickend auf den Jahresanfang 2020 zeichnete sich trotz des mehrheitlichen 
Wunschs nach ausgeglichenen Haushalten bei mehr als der Hälfte der Befrag-
ten eine Unterstützung für eine Reform der grundgesetzlichen Schuldenregel ab. 
47 Prozent der Befragten sprachen sich für die unveränderte Beibehaltung des 
Status Quo aus. Die Offenheit für eine Reform hat durch die Corona-Krise weiter 
zugenommen, sodass nur noch 30 Prozent aller Befragten die aktuelle Ausgestal-
tung der Schuldenbremse ohne Veränderungen befürworten.

Bei der Frage nach einer unveränderten Beibehaltung der Schuldenregeln 
bestehen allerdings deutliche und statistisch signifikante Unterschiede zwischen 
Abgeordneten der jeweiligen Regierung und der Opposition in den Bundeslän-
dern. Zu Anfang 2020 war eine Mehrheit von 54 Prozent der Regierungspolitiker/
innen für die Beibehaltung des Status Quo, während unter den befragten Opposi-
tionspolitiker/innen nur 36 Prozent dieser Option zustimmten. Durch die Corona-
Krise ist diese Zustimmung unter Regierungspolitiker/innen stark auf 33 Prozent 
gesunken, während die Zustimmung auf den Oppositionsbänken der Landes-
parlamente mit einem Rückgang um 9  Prozentpunkte auf 27  Prozent weniger 
stark gefallen ist. Im Krisenumfeld („Nach Beginn der Corona-Krise“) bestehen 
in dieser Hinsicht somit keine nennenswerten Unterschiede mehr zwischen den 
beiden Gruppen von Abgeordneten.

Die Corona-Krise hat also offenbar dazu geführt, dass eine etwas geringere 
aber nach wie vor deutliche Mehrheit von gut zwei Drittel der Befragten eine 
Rückkehr zu ausgeglichenen Haushalten gemäß der Schuldenbremsen als erstre-
benswert erachtet (Abbildung 4, Antworten von +1 bis +4). Gleichzeitig ist der 
Anteil derjenigen, die sich für eine oder mehrere Reformoptionen zur Schulden-
bremse aussprechen, von 53 auf 70 Prozent gestiegen (Abbildung 5).

Im Einzelnen unterstützt nach Ausbruch der Corona-Krise eine Mehrheit der 
Befragten eine Investitionsklausel, die zusätzliche schuldenfinanzierte Investi-
tionen in Infrastruktur erlauben würde (56 Prozent, vor Corona 41 Prozent). Ein 
Zuwachs seit Jahresanfang ist auch für die zweite Reformoption zu beobach-
ten, die schuldenfinanzierte Investitionen für den Klimaschutz erlauben würde 
(32 Prozent, vor Corona 27 Prozent). Die Zahlen deuten somit darauf hin, dass die 
Schuldenbremse im Zuge der Corona-Krise in ihrer jetzigen Form an politischer 
Unterstützung eingebüßt hat.
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Anmerkungen: Die Frage (Vor Corona) lautete: „Vor Ausbruch der Corona-Krise wurde vermehrt 
diskutiert, ob die grundgesetzliche Schuldenbremse angemessen ist. Welche Position haben Sie 
zu Anfang 2020 unterstützt, also vor Ausbruch der Corona-Krise? (Mehrfachantworten möglich)“. 
Die Frage (Nach Beginn der Corona-Krise) lautete: „Welche Position in der Diskussion zur grund-
gesetzlichen Schuldenbremse würden Sie heute am ehesten unterstützen? (Mehrfachantworten 
möglich)“. Beide Fragen wurden in derselben Umfragewelle 2020 gefragt, bezogen sich aber auf 
die Meinung der Politiker/innen zu unterschiedlichen Zeitpunkten (vor/nach Beginn der Corona-
Pandemie). Die Abbildung beruht auf insgesamt 557 Antworten.

Abbildung 5: Unterstützung für Reformvorschläge der Schuldenbremse vor und nach Beginn der 
Corona-Krise

Die weiterhin große Unterstützung für eine Defizitbegrenzung zeigt sich hin-
gegen an der relativ geringen Popularität sehr weitgehender Reformen. So wird 
eine generelle Lockerung der Schuldenregeln auch nach Ausbruch der Pandemie 
von nur einem Viertel der Politiker/innen befürwortet (vor Corona 15 Prozent), 
während andere Reformoptionen mehr Zuspruch erhalten. Im Einklang damit 
steht das Ergebnis für die Unterstützung einer Verschärfung der Schulden-
bremse – etwa in Form eines Überschussgebots in den öffentlichen Haushalten – 
die auf eine kleine Minderheit von 5 Prozent der Befragten gesunken ist.

Die Unterstützung der Reformoptionen könnte auch von der grundsätz-
lichen Haltung zur Schuldenbremse abhängen. Abbildung 6 unterscheidet die 
Zustimmungsraten für die vorgebrachten Reformvorschläge daher danach, ob die 
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jeweilige Antwort von einem/einer Befürworter/in oder Kritiker/in der Schulden-
bremse kommt (Befürworter/innen sind dabei jene Befragte, die in Abbildung 4 
Antworten von +1 bis +4 angegeben haben; Kritiker/innen sind hingegen jene 
Befragte, deren Antwort jeweils im Bereich von 0 bis –4 lag).

Kritiker/innen der Schuldenbremse sind durch die Corona-Pandemie mehr-
heitlich für eine allgemeine Lockerung der Schuldenbremse (55  Prozent, vor 
Corona 40 Prozent). Allerdings ist auch die Zustimmung für spezifische Ausnah-
metatbestände noch größer. Das betrifft schuldenfinanzierte Infrastrukturinves-
titionen (73 Prozent, vor Corona 68 Prozent) oder Klimainvestitionen (57 Prozent, 
vor Corona 54 Prozent).

Interessanterweise wünschen sich aber nicht nur Kritiker/innen der Schul-
denbremse Ausnahmen von der Pflicht zu einem ausgeglichenen Haushalt. Ins-
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Anmerkungen: Die Frage (Vor Corona) lautete: „Vor Ausbruch der Corona-Krise wurde vermehrt 
diskutiert, ob die grundgesetzliche Schuldenbremse angemessen ist. Welche Position haben 
Sie zu Anfang 2020 unterstützt, also vor Ausbruch der Corona-Krise? (Mehrfachantworten 
möglich).“ Frage (Nach Corona) lautete: „Welche Position in der Diskussion zur grundgesetz-
lichen Schuldenbremse würden Sie heute am ehesten unterstützen? (Mehrfachantworten 
möglich)“ Beiden Fragen wurden in derselben Umfragewelle 2020 gefragt, bezogen sich aber 
auf die Meinung der Politiker zu unterschiedlichen Zeitpunkten (vor/während Corona). Die 
Abbildung beruht auf insgesamt 538 Antworten.

Abbildung 6: Unterstützung für Reformvorschläge der Schuldenbremse aus Sicht von 
grundsätzlichen Gegnern und Befürwortern der Schuldenbremse, vor und nach Beginn der 
Corona-Krise
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VII. Fazit
Die Umfrage unter den Abgeordneten aller 16 deutschen Landesparlamente 
belegt, dass die Schuldenbremse auf der Ebene der Länder einen hohen und 
relativ stabilen Rückhalt genießt. Noch zu Jahresbeginn hat eine große Mehrheit 
der an unserer Umfrage teilnehmenden Landespolitiker/innen mit einer Einhal-
tung der grundgesetzlichen Vorgaben für das eigene Bundesland im ersten Jahr 
der vollen Bindungswirkung gerechnet. Und auch nach dem gravierenden Fis-
kalschock durch die Corona-Pandemie gibt es eine mehrheitliche grundsätzliche 
Unterstützung dafür. Auch inmitten der nach der Finanzkrise 2009 tiefsten Rezes-
sion in der Geschichte der Bundesrepublik befürworten immerhin gut zwei Drittel 
die Rückkehr zu ausgeglichenen Haushalten nach dem Ende der Corona-Krise.

Dennoch hat die Pandemie zu einer erkennbar größeren Bereitschaft geführt, 
eine Reform der Schuldenbremse zu befürworten. Der Anteil der Umfrageteilneh-
mer, welche die aktuellen Regeln der Schuldenbremse nicht antasten wollen, ist 
auf ein knappes Drittel abgesunken. Dabei zielt die große Mehrheit aber nicht auf 
eine generelle Regelaufweichung ab. Befürwortet wird vielmehr die Einführung 
einer Investitionsklausel, die eine Verschuldung zur Finanzierung von Investitio-
nen in die öffentliche Infrastruktur erlaubt. Keine Mehrheit unter den Teilneh-
menden hätte hingegen eine Ausnahmeklausel zugunsten von Aufwendungen für 
die Klimapolitik.

Insgesamt deuten die Umfrageergebnisse daraufhin, dass die Corona-Pan-
demie auch auf dem Gebiet der Fiskalregeln zu Reformen führen könnte. Ände-
rungen der Schuldenbremse benötigen Zweidrittel-Mehrheiten in Bundestag und 
Bundesrat. Die Umfrageergebnisse legen nahe, dass ein derartig breiter Rückhalt 
auf Länderebene für eine Reform der Schuldenbremse mit Fokus auf investive 
Staatsausgaben im Bereich des Möglichen liegt.

besondere die Option, Infrastrukturinvestitionen durch Schulden finanzieren 
zu können, findet auch beinahe mehrheitlichen Zuspruch bei den Befürworter/
innen der Schuldenregel (49 Prozent). Vor Beginn der Corona-Krise erhielt jedoch 
keine der Reformoptionen die Unterstützung von mehr als einem Viertel dieser 
Gruppe von befragten Landtagsabgeordneten.
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